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Von Zeile 163 bis 318:
3.3 Einwanderung gestalten, Flüchtlinge schützen

Europa war und ist ein Kontinent der Migration. Menschen sind seit Jahrhunderten
innerhalb Europas von einem in ein anderes Land gezogen, haben den Kontinent
verlassen, sind von hier geflohen oder haben ihn neu bereichert. Der Abbau der
Grenzen innerhalb Europas und das Recht auf Freizügigkeit war und ist eine der
größten Errungenschaften, denn der Wohlstand der Europäischen Union beruht nicht
nur auf der Freiheit von Waren, Dienstleistungen und Kapital. Essenziell für das
Zusammenwachsen Europas war stets die Freizügigkeit der Arbeitnehmer*innen.
Möglich wurde dies, weil Europa früh Beschränkungen und bürokratische Hindernisse
abgebaut hat, um die Migration auf dem Arbeitsmarkt zu begünstigen, unter anderem
dadurch, dass Familienmitglieder von Arbeitnehmer*innen selbstverständlich die
gleichen Rechte wie Inländer*innen erhalten.

Doch wir haben die letzten Monate vor dem Hintergrund der globalen
Fluchtbewegungen erleben müssen, dass diese Errungenschaften keine
Selbstverständlichkeiten sind. Sie zu erhalten und gegen eine Rückkehr ins Nationale
zu verteidigen, ist eine unserer zentralen Aufgaben. Zu einer humanitären und
geordneten Migrations- und Asylpolitik sollten alle EU-Staaten beitragen.

Zugleich darf die Freiheit innerhalb Europas nicht zu einem Bollwerk nach außen
werden. Bis heute haben die EU-Mitgliedstaaten keine überzeugende gemeinsame
Antwort auf Migration und Flucht gegeben. Tagtäglich ertrinken Menschen bei der
Fahrt über das Mittelmeer. Wir haben schon vor Jahren festgestellt, dass das Dublin-
System, wonach Asylsuchende in dem Land Asyl beantragen müssen, das sie zuerst
betreten haben, ungerecht und gescheitert ist. So ist es im September 2015 auch
gekommen.

Dieses System gilt jedoch noch immer. Damit wird die Verantwortung aber weiter
einseitig auf die Länder an den südlichen und östlichen Außengrenzen der EU
abgewälzt, statt eine faire Verteilung der Geflüchteten in Europa zu organisieren.

Wir treten für eine Europäische Union ein, die ihre humanitäre Verantwortung, das
Grundrecht auf Asyl und die Notwendigkeit, Verfahren zügig und geordnet
durchzuführen, zusammenbringt. Ein Europa, das Menschen, die vor Krieg, Hunger,
Verfolgung und Gewalt fliehen müssen, Schutz gewährt, anstatt sich mit Hilfe von
Autokratien und Militärdiktaturen abzuschotten. Ein Europa, das legale Fluchtwege und
Einwanderungsmöglichkeiten bietet. Ein Europa, das Asylsuchenden ein faires
Verfahren garantiert und seine Grenzen kontrolliert. Ein Europa, das Fluchtursachen
und nicht Flüchtlinge bekämpft. Ein Europa, das das Sterben im Mittelmeer beendet.

Das Recht auf Asyl ist nicht verhandelbar. Auch wenn nicht alle, die kommen, bleiben
können. Auf dieser Grundlage setzen wir uns für einen gemeinsamen Aufbruch einer
humanitären Koalition von Mitgliedstaaten und Kommunen ein, die gemeinsam die
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Ärmel hochkrempeln und sich solidarisch an der Aufnahme von Geflüchteten
beteiligen wollen.

Europäisches Einwanderungsgesetz für legale (Arbeits-)Migration

Bis heute sind Europäer*innen diejenigen, die am wenigsten Hürden erleben, wenn sie
auswandern wollen. Aber in die EU einzuwandern, ist für viele quasi unmöglich.
Arbeitsmigration ist jedoch nicht nur eine Realität, sondern in Zeiten des
Fachkräftemangels auch eine Notwendigkeit für Staaten wie Deutschland. Ein
europäisches Einwanderungsgesetz mit gemeinsamen Rahmenregelungen für sichere
und legale Einwanderung in die EU soll dabei helfen, gleiche Standards in Europa für
die Zuwanderung von Menschen mit verschiedenen Qualifikationsniveaus und deren
Familien zu etablieren. Bei der Ausgestaltung der Regelungen geht es uns darum, die
vielfältigen Chancen der Migration für Migrant*innen, Ursprungs- und Empfängerländer
zu nutzen. Da bislang nur ein europäisches System der Arbeitsmigration für
Hochqualifizierte besteht, gehen jedoch auch potenzielle Migrant*innen den Weg über
das Asylsystem und scheitern.

Legale Fluchtwege schaffen

Wer verhindern will, dass sich Schlepper an der Not von Geflüchteten bereichern, die
angesichts von Verfolgung, Krieg und Gewalt ihr Leben bei der Flucht übers Mittelmeer
aufs Spiel setzen, muss sichere und legale Fluchtalternativen schaffen. Wir wollen,
dass Menschen nicht länger lebensgefährliche Fluchtwege nach Europa auf sich
nehmen müssen. Die EU-Mitgliedstaaten können Geflüchteten Schutz und eine
verlässliche Perspektive sowie Planbarkeit für die aufnehmenden Länder bieten. Und
es ist allein eine Frage des politischen Willens, die Länder an den EU-Außengrenzen
endlich zu entlasten. Dafür sind Familienzusammenführungen sowie großzügige und
verlässliche Aufnahmekontingente nötig, insbesondere über das Resettlement-
Programm des UNHCR oder über humanitäre Visa. Über diese beiden Programme
können Menschen auf der Flucht, zum Beispiel aus UN-Flüchtlingslagern in Jordanien,
dem Libanon oder der Türkei, in festen Kontingenten in Deutschland und anderen EU-
Mitgliedstaaten geordnet Schutz finden.

Seenotrettung gegen das Sterben im Mittelmeer 

Das tausendfache Sterben im Mittelmeer muss beendet werden. Es ist eine
unerträgliche Schande, dass tausende Menschen auf der Flucht nach Europa ertrinken
und sogar in der EU Rettungsbooten der seerechtlich garantierte sichere Hafen
verweigert wird. Zivilgesellschaftliche Seenotrettungs- und Flüchtlingsorganisationen,
die dort einspringen, wo der Staat versagt oder seine Schutzpflicht sogar wissentlich
verweigert, dürfen nicht kriminalisiert werden. Wer Flüchtlinge aus Seenot rettet, muss
die Gewissheit haben, dafür nicht bestraft zu werden, denn er handelt im Einklang mit
See- und Völkerrecht. Gleichzeitig sind wir überzeugt, dass Seenotrettung eine
staatliche Aufgabe ist. Wir fordern, dass die EU ihre humanitären Pflichten endlich
wahrnimmt, ein europäisch organisiertes und finanziertes ziviles
Seenotrettungssystem aufbaut und sich an das völkerrechtlich verbriefte
Nichtzurückweisungsgebot hält.

Europäische Grenz- und Asylbehörde schaffen und Menschen human erstunterbringen

Zentraler Bestandteil einer menschenrechtlichen, humanen und geordneten Flucht-
und Migrationspolitik ist, dass die EU-Außengrenzen kontrolliert und Asylsuchende dort
zuverlässig registriert und erstversorgt sowie die Daten abgeglichen werden. Denn
Voraussetzung für einen solidarischen Verteilmechanismus und für die Freiheit im
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Inneren ist, dass wir wissen, wer zu uns in die EU kommt. Auch um zu verhindern, dass
mögliche Terrorist*innen oder Straftäter*innen untertauchen. Aber Grenzkontrolle darf
nicht heißen: Niemand kommt mehr rein.

Wir wollen ein europäisches Grenzkontrollregime, das auf dem gemeinsamen Schutz
der Menschenrechte basiert und das Vertrauen in das Schengen-System stärkt, anstatt
einer einseitigen Aufrüstung von Frontex. Parallel dazu muss die EU-Asylbehörde EASO
in ihren Befugnissen so erweitert werden, dass sie gemeinsam mit den Mitgliedstaaten
für eine schnelle Registrierung, eine humane Erstunterbringung mit medizinischer
Versorgung und die anschließende schnelle und faire Verteilung sorgt. Sie muss die
gemeinsamen europäischen Asylregeln gegenüber allen Mitgliedstaaten durchsetzen.

Essenziell dafür ist eine wirklich umfassende finanzielle, infrastrukturelle und
personelle Ausstattung dieser europäischen Erstaufnahmeeinrichtungen, damit nach
einer umfassenden Erstversorgung und Registrierung die Menschen auf Grundlage des
Verteilungsmechanismus in die anderen EU-Staaten weitergebracht werden. Zustände
wie in den Hot Spots auf Lesbos sind mit den Werten Europas nicht vereinbar und
müssen dringend beendet werden, indem Menschen aus diesen Lagern in EU-Staaten
aufgenommen werden.

Abgesperrte Massenlager in der EU und europäische Außenlager in Drittstaaten lehnen
wir ebenso ab wie Abschottungs-Abkommen, mit denen Menschen in Drittstaaten
zurückgeschickt werden, die die Menschenrechte und internationales Recht mit Füßen
treten. Dem Umbau des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS) zu einem
Programm zum Abbau von Flüchtlingsrechten treten wir entschieden entgegen.

Ein einheitliches europäisches Asylsystem mit einem solidarischen
Verteilmechanismus voranbringen

Zu einer humanitären und geordneten Migrationspolitik sollten alle EU-Staaten
beitragen. Das Dublin-System schiebt derzeit die Verantwortung einseitig auf Spanien,
Italien, Malta und Griechenland ab und hat ein gemeinsames Vorgehen in Europa
unmöglich gemacht. Eine Reform dieses Systems und ein fairer und solidarischer
Verteilungsmechanismus sind deshalb überfällig und wurden vom Europäischen
Parlament längst beschlossen. Die Ministerinnen und Minister der Mitgliedstaaten im
Rat der EU müssen für diese Beschlüsse nun endlich den Weg frei machen und
ebenfalls zustimmen. Gleichzeitig gilt aber auch: Wenn sich nicht alle EU-Staaten auf
ein einheitliches Vorgehen bei der Asyl- und Migrationspolitik einigen können, müssen
die Länder, die die Notwendigkeit eines menschenrechtskonformen und geordneten
Systems erkannt haben, vorangehen. Für Kommunen, die Flüchtlinge aufnehmen
möchten, fordern wir Direkthilfen der EU.

Viele regionale und kommunale Behörden sind mit einer Fülle von konkreten
Herausforderungen konfrontiert: Unterbringung, soziale Integration, medizinische
Versorgung und Bildung. Dies spiegelt sich bisher nicht angemessen in den
Fördermöglichkeiten, die die EU im Rahmen des Asyl-, Migrations- und
Integrationsfonds (AMIF) zur Verfügung stellt, wider. Die EU sollte daher Kommunen
und Regionen bei der Aufnahme und Integration von Geflüchteten direkt mit einem
kommunalen Integrationsfonds unterstützen. Eine besondere Unterstützung sollten
dabei die Städte und Kommunen erhalten, die sich direkt an dem europäischen
Verteilmechanismus beteiligen.

Grundlage dafür müssen gemeinsame europäische Asylstandards sein, die nicht unter
dem Existenzminimum in den jeweiligen EU-Ländern liegen dürfen.
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Freiwillige Ausreise stärken – Spurwechsel ermöglichen

Diejenigen, deren Asylanträge abgelehnt werden und bei denen kein anderer Grund
gegen eine Rückkehr spricht, müssen Europa auch wieder zügig verlassen. Dazu
sollten europaweit freiwillige Ausreisen stärker unterstützt werden. Beim Abschluss
von Rückführungsabkommen wollen wir denjenigen Ländern im Gegenzug
Unterstützungen anbieten, die ihre Staatsbürger schnell und unbürokratisch wieder
aufnehmen. Das ist der erfolgreichere Weg, als darauf zu bestehen, dass diese Länder
zusätzlich zu ihren eigenen Staatsbürger*innen auch sogenannte Drittstaatler*innen
zurücknehmen, also Menschen, die auf ihrem Weg das Land lediglich durchquert
haben. Abschiebungen in Kriegsgebiete wie Afghanistan lehnen wir ab. Menschen, die
bereits in Europa sind und die in Beschäftigung stehen, sollen im Rahmen eines
Spurwechsels ins europäische Einwanderungssystem wechseln und hier bleiben
können.

Fluchtursachen bekämpfen, nicht die Menschen auf der Flucht

Die beste Flüchtlingspolitik ist für uns diejenige, die dafür sorgt, dass weniger
Menschen auf der Welt gezwungen sind, ihre Heimat zu verlassen. Auch wir in Europa
wollen dazu mehr beitragen. Viele Ursachen der Flucht liegen nicht in unseren
Händen. Oft stehen korrupte und rücksichtslose Eliten einer nachhaltigen Entwicklung
in den Herkunftsländern im Weg. Doch es gibt auch Ursachen für Flucht, an denen wir
in Europa sehr wohl beteiligt sind. Sie haben mit der Art, wie wir konsumieren,
wirtschaften und handeln, zu tun.

Wir stehen deshalb für eine Handelspolitik, die fair, ökologisch und gerecht gestaltet
ist und Mensch und Umwelt in den Mittelpunkt stellt. Wir wollen die Entwicklung der
Wirtschaft in den Partnerländern fördern, anstatt sie auszubeuten, und wollen
wirkungsvoll gegen den Landraub internationaler Konzerne vorgehen. Wir unterstützen
die ärmsten Staaten beim Klimaschutz sowie bei der Anpassung an
Klimaveränderungen und treten für eine ökologische Agrarwende und ökologisch-
gerechte Fischereiverträge ein. Außerdem gehören europäische Billigexporte in
Entwicklungs- und Schwellenländer gestoppt, genauso wie Rüstungs- und
Waffenexporte in Kriegs- und Krisengebiete. All das bekämpft Fluchtursachen wirklich
und hilft den Menschen vor Ort.

Wer GRÜN wählt, stimmt für

ein europäisches Einwanderungsgesetz, das legale Migration ermöglicht,

einen europäischen Integrationsfonds, der Kommunen und Regionen unterstützt,

ein einheitliches europäisches Asylsystem mit einem fairen und solidarischen
Verteilungsmechanismus,

ein europäisch organisiertes und finanziertes ziviles Seenotrettungssystem.

(Platzhaltertext für neue Fassung Unterkapitel 3.3 - Text in
Verfahrensvorschlag sichtbar)

• 

• 

• 
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Begründung

Der Antrag dient als Platzhalter, um die neue Fassung des Unterkapitels 3.3 als
Verfahrensvorschlag einrichten zu können.
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